
zum ULV-Ausschuss am 28.09.2016, TOP 5 
Hinweis für die Presse: Bitte nicht vor dem Sitzungstermin veröffentlichen. 

Landkreis Ebersberg Ebersberg, 15.09.2016 

Az. F / HH 2017 / 
Teilbudgetplanung 

Zuständig: Brigitte Keller,  08092-823-211 

Vorgesehene Beratungsreihenfolge 
ULV-Ausschuss am 28.09.2016, Ö 

 

Vorplanung Haushalt 2017 für das Teilbudget des ULV-Ausschusses und Kommunale 
Abfallwirtschaft (KAW) 

Anlage_1_Budgets der einzelnen Kostenstellen 
Anlage_2_Investitionsplan ULV-Ausschuss (ohne KAW) 
Anlage_3_Teilhaushalt Kommunale Abfallwirtschaft 2017 
Anlage_4_Überblick über die Rückstellungen KAW  

Sitzungsvorlage 2015/2561 

I. Sachverhalt: 

Cockpit: 

Die Entwurfsplanung der Fachbereiche für den ULV-Ausschuss ergibt ein Teilbudget in Höhe 

von 4.899.431 € (+ 138.265 € gegenüber Plan 2016 = 2,9 %). Der vom Kreistag in seiner 

Sitzung am 25.07.2016 vorgegebene Eckwert in Höhe von 4,9 Mio € wird exakt eingehalten. 

Der Eckwert blieb gegenüber dem Vorjahr unverändert.  

Entwicklung des Eckwertes im ULV-Ausschuss: 

 



Der Eckwert des ULV-Ausschusses wurde seit 2009 um 482.000 € erhöht, das entspricht 

einer Steigerung in 8 Jahren um 10,9 % (durchschnittlich 1,4 %/Jahr). Das Budget zeigt eine 

sehr stabile flache Entwicklung.  

Die Personalkosten stiegen seit 2010 allerdings um 1.094.245 € bzw. 34,8 % (durchschnitt-

lich pro Jahr um 5,8 %). Erläuterungen s. weiter hinten. 

In den Vorverhandlungen des Finanzmanagements mussten auch heuer wieder beachtliche 

Korrekturen vorgenommen werden. Vom Erstentwurf der Sachgebiete bis zu dieser Vorlage 

wurden Kürzungen in Höhe von rund 100.000 € vorgenommen (Vorjahr: 250.000 €). Um den 

Eckwert einhalten zu können, kam es darüber hinaus zu Pauschalkürzungen in Höhe von 

380.000 €. Diese wurden auf alle Kostenstellen anteilig des Teilbudgets des ULV verteilt. 

Das Teilbudget des ULV-Ausschusses macht rund 8 % des Gesamtvolumens der Ergebnis-

rechnung aus.  

Entwicklung: 

 

Darstellung der Planerfüllung seit 2009: 

 

Die IST-Ergebnisse blieben bis auf die Jahre 2011 und 2012 teilweise erheblich hinter den 

Planungen zurück. 2011 war eine Sondersituation wegen der Periodenbereinigung bei der 

Schülerbeförderung, deshalb wurde in diesem Jahr die Planung um 12,2 % überschritten. 

Auch 2012 gelang wegen Abrechnungsveränderungen mit dem ÖPNV die Planeinhaltung 



nicht, es gab eine Überschreitung von 10,2 %. Seit 2013 gab es keine Probleme mehr mit 

der Planeinhaltung. 

Kostenträgerbetrachtung: 

Die teuersten bzw. steuerungsrelevantesten Produkte und Bereiche sowie die freiwilligen 

Leistungen im Überblick: 

 

1) MVV Busverkehr (ÖPNV) – Kostenträger 1123: Mehrkosten entsprechend dem Beschluss 

des ULV vom 20.7.2016. 

2) Schülerbeförderung: Höhere Ausgaben aufgrund des Anspruchs auf kostenfreie Beförde-

rung von Flüchtlingen (Kosten sind nicht herausrechenbar). Zusätzliche Beförderungskosten 

bei den SFZ Grafing und Poing. Neu hinzu kommt die OGS-Beförderung. 

3) Landschaftspflegeverband (Kst. 405): Keine Zuarbeit mehr von Mitarbeitern des Landrats-

amtes.  

4) Kreisstraßenunterhalt (Kst. 910): Auswirkungen durch die Pauschalkürzung. 

Diese Bereiche machen 90 % des gesamten Teilbudgets aus. 

Die Personalaufwendungen im Teilbudget des ULV-Ausschusses (ohne KAW, eigene Dar-

stellung wegen kostenrechnender Einrichtung) haben sich wie folgt entwickelt: 

 

Dies entspricht einer Steigerung gegenüber 2016 um 8,3 %. Die feststehende und einkalku-

lierte Tarifsteigerung ab 1.3.17 beträgt + 2,35 % bei den Beschäftigten und + 2 % ganzjährig 

bei den Beamten.  



Personalmehrungen gab es bei folgenden Kostenstellen: 

- In der Kfz-Zulassungsstelle (Kst. 320): + 29,5 Std. (= 0,75 Vollzeitstellen). Grund: 

steigende Fallzahlen, Mehraufwand vor allem durch SEPA-Mandat. Die Auswirkun-

gen zeigten sich bereits in gestiegenen durchschnittlichen Wartezeiten. 

- Im Veterinäramt (Kst. 340): + 25 Std. Teamassistenz (= 0,64 Vollzeitstellen). Grund: 

Teilzeit-Teamassistenz war aufgrund der Aufgabenfülle und -komplexität sowie des 

gestiegenen Dokumentations- /Verwaltungsaufwands keinesfalls mehr ausreichend. 

Es sind erhebliche Kontrolldefizite/ Rückstände aufgelaufen, da Amtstierärzte und 

Lebensmittelüberwacher Tätigkeiten übernehmen mussten, die  an eine Teamassis-

tenz delegiert werden können. 

- In der Bauleitplanung (Kst. 410): + 0,5 Vollzeitstelle für Denkmalschutz. Grund: Die 

zusätzliche Stelle in der 3. QE soll der Entlastung der Sachgebietsleitung dienen, die 

den Denkmalschutz (über 600 Baudenkmäler im Landkreis Ebersberg) derzeit ohne 

Vertretung durchführt. Die Entwicklung der letzten Zeit erfordert eine intensivere Be-

schäftigung der rechtlichen Abwicklung, die zulasten der übrigen Aufgaben in der 

Sachgebietsleitung gehen (insb. im Bereich der Organisation der Geschäftsstelle 

Gutachterausschuss, deren Leiterin die Sachgebietsleitung ist).  

- Im Bauamt (Kst. 420): + 1,0 Vollzeitstelle für die Sachbearbeitung. Grund: Der anhal-

tend hohe Siedlungsdruck im Landkreis wird auch in den nächsten Jahren nicht ab-

nehmen. Die im Jahr 2015 registrierte Fallzahl war die höchste seit der Baurechtsno-

vellierung im Jahr 2008. Dieser Trend wird sich weiter fortsetzen. Damit werden auch 

die im Sachgebiet zu bewältigenden Folgeaufgaben, wie Bauüberwachung, Wieder-

kehrende Prüfungen u.ä. weiter ansteigen. Die Überwachung, Anfragen zu neuen 

Gemeinschaftsunterkünften, die nachträgliche Genehmigung vorübergehend genutz-

ter Gebäude (z.B. Schulturnhallen) sowie die mit der Unterbringung anerkannter 

Asylbewerber einher gehenden bauaufsichtlichen Verfahren werden in den nächsten 

Jahren deutlich Mehraufwand verursachen. Es gibt bereits Defizite in den Führungs-

aufgaben und die Überstunden sind zu hoch. 

- Im Wasser/Immissionsschutz (Kst. 440): Wechsel einer Vollzeitstelle von Staat zu 

Kreis (+ 1 VZ-Finanzierung) sowie Wegfall einer Kostenbeteiligung des Staates und 

Aufstockung um 0,8 Vollzeitstellen.  

In der Summe sind das gegenüber der Planung 2016 zusätzlich 4,69 Stellen x 50.000 € / 

Stelle = 234.500 € Personalkostenanstieg. Die restliche Steigerung beträgt dann noch 2,3 % 

und begründet sich durch die Tariferhöhungen und Stufenaufstiege. 

Vertiefende Darstellung: 

Der ULV-Ausschuss ist im Rahmen der Haushaltsplanung direkt zuständig für die nachfol-

genden 13 Teilbudgets des Haushalts, zusätzlich noch die Kommunale Abfallwirtschaft 

(720). 
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Über alle 13 Budgets wurde der vom Kreistag vorgegebene Eckwert exakt eingehalten, al-

lerdings mussten Pauschalkürzungen vorgenommen werden. Weitere Spielräume für Sen-

kungen ohne Aufgaben zu verändern werden vom Finanzmanagement nicht mehr gesehen.  

Bewertung der Pauschalkürzungen: Der staatliche Aufgabenbereich ist sehr heterogen. Es 

könnte sein, dass das ein oder andere Budget die Pauschalkürzungen nicht erwirtschaftet. In 

den letzten Jahren gab es immer Einzelsachverhalte die die Erträge steigerten. Das Teil-

budget wurde seit 2013 in jedem Jahr unterschritten. Das wird auch im Jahr 2016 erwartet. 

Zudem liegt die Planung 2017 immer noch um 138.265 € über der Planung 2016. 

Es müsste an freiwillige Aufgabenbereiche wie Wirtschaftsförderung, Landschaftspflegever-

band, ÖPNV oder Wohnungsbauförderung herangegangen werden. Dafür gibt es in Zeiten 

steigender Umlagekraft keine Empfehlung aus dem Finanzmanagement. 

Überschreitungen im Vergleich zum Vorjahr innerhalb einzelner Budgets entstanden bei: 

 

1)  und 2) ÖPNV und Schülerbeförderung: siehe Seite 3 

3) 330  – Öffentliche Sicherheit und Ordnung: Personalkostensteigerung wegen Wechsels 

eines Staatsbeamten zu einem Kreisbeamten. 

4) 340 – Veterinäramt, Verbraucherschutz: Personalerhöhungen bei den Fleischbeschau-

ern (+ 40.000 €) sowie Teamassistenz (0,5-Stelle). 

5) 440 – Wasserrecht, Staatl. Abfallrecht, Immissionsschutzrecht: Personalkostensteige-

rung wegen Wechsel eines Staatsbeamten zu einem Beschäftigten, Wegfall einer Kostenbe-

teiligung des Staates für einen Kreisbeschäftigten und Stellenmehrung. 

Kennzahlen: 

In fast allen staatlichen Sachgebieten sind Vergleiche aufgebaut. Der Landkreis nimmt seit 

2006 an der Vergleichsgruppe im Bayerischen Innovationsring teil. Abgestimmte Daten sind 

im jeweiligen Haushaltsplan eines Jahres bzw. im Berichtswesen an die Politik dargestellt.  

Steuerbarkeit der Budgets: 

 

Zum ÖPNV hat der ULV-Ausschuss einen Grundsatzbeschluss gefasst, dass mittel- bis lang-

fristig ein Kostendeckungsgrad von 50 % erreicht werden soll. Dieses Ziel wurde nun er-

reicht. Der Kostendeckungsgrad liegt erstmals bei 53,1 %. Im ersten Jahr der Messung 2002 

lag er bei 25,5 %. 

Im Sinne einer strategischen Zukunftsausrichtung soll der Kostendeckungsgrad von über 50 

% nun stabilisiert und in den nächsten 10 Jahren auf 60 % gesteigert werden. Die Grundla-

gen hierfür sollen durch sehr gute Fahrplanangebote und gezielte Investitionen in den ÖPNV 

erreicht werden. Dies sichert Arbeits- und Ausbildungsplätze und steigert die Einnahmen der 

Gemeinden an der Gewerbesteuer. Gleichzeitig gilt es aber auch, die Mittagsbetreuung an 

den Schulen mit einer optimalen Fahrplangestaltung sicherzustellen. Bei schlechten Auslas-

tungsgraden wird nach Alternativen gesucht. So kann langfristig mehr Effizienz und Effektivi-

tät erreicht werden. 
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Die staatlichen Aufgaben sind durch die Politik nicht steuerbar, der Personaleinsatz dafür 

schon.  

In der Anlage 1 sind die Pläne der einzelnen Kostenstellen beigelegt, die pro Budget die 

Erträge und Aufwendungen in den Ergebniskonten darstellen. Sie geben einen detaillierteren 

Einblick in die Finanzstruktur der einzelnen Budgets. Die letzte Zeile 300 (Ergebnis) stellt 

den Kreisumlagenbedarf der jeweiligen Kostenstelle (= Budget) dar sowie die Abweichung 

zum Vorjahr (letzte Spalte). 

Investitionen: 

 
Bei der Haushaltsplanung wurde der im Rahmen der Finanzleitlinie des Kreistages gefasste 

Beschluss eingehalten und nur neue Investition in den Haushalt aufgenommen, deren jewei-

liges Gesamtplanungsvolumen 200.000 € nicht überschreitet.  

 

Projekte, die über 200.000 Euro liegen, müssen vom ULV-Ausschuss für die Warteliste be-

antragt werden.  
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Investitionen 2017 Straßenbau: 
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Sonstige Investitionen der Kostenstellen: 
 

 
 
Der komplette Investitionsplan des ULV-Ausschusses findet sich in Anlage 2. Das Investiti-

onsvolumen liegt damit um 56.420 € unter dem des Vorjahres. 

 

Warteliste: 

Folgende Projekte befanden sich aus Vorjahren auf der Warteliste. Es wurde vom ULV-

Ausschuss empfohlen, sie herunterzunehmen: 

 

Projekt Investitions-

nummer 

Derzeitige 

Projektgesamtkosten,  
teilweise Schätzungen Beschlüsse 

EBE 9: Ausbau zwischen Haging und 

Jakobneuharting – Abschnitt Schau-

rach (2. BA) 910-09-003 755.000 ULV vom 1.3.2016 

EBE 4: Ortsumgehungen Weißenfeld 

und Parsdorf 910-04-004 >1.200.000  

ULV vom 1.3.2016 

KSA vom 18.4.2016  

Kreistag v. 2.05.2016  

EBE 8: Ausbau Nettelkofen bis See-

schneider Kreuzung 910-08-007 505.000 ULV vom 1.3.2016 

EBE 13: Deckenbau Glonn – Bruck 910-13-xxx 820.000 ULV vom 20.7.2016 

 
Während die Ortsumgehung Weißenfeld bereits vom Kreistag für die Haushalts- und Finanz-

planung beschlossen wurde, müssen die anderen Maßnahmen vom Kreis- und Strategie-

ausschuss in seiner Sitzung am 10.10.2016 und vom Kreistag am 24.10.2016 beraten und 

beschlossen werden. In der Haushalts- und Finanzplanung sind sie bereits als Vorschläge 

des Fachausschusses berücksichtigt. 
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Kommunale Abfallwirtschaft (Kostenrechnende Einrichtung): 

Die Kommunale Abfallwirtschaft (KAW) wird im Kreishaushalt als sog. kostenrechnende Ein-

richtung abgebildet.  

 
Für die kostenrechnende Einrichtung Kommunale Abfallwirtschaft werden 5.919.699 € Erträ-

ge (307.900 € weniger als im Vorjahr) und 6.847.664 € Aufwendungen (703.195 € weniger 

als im Vorjahr) eingeplant. Damit wird ein Fehlbetrag in Höhe von 927.9645 € geplant. Es 

wird geplant in dieser Höhe vorhandene Gebührenausgleichsrückstellungen aufzulösen. Die 

Gebührenausgleichsrückstellung hat zum 31.12.2015 ein Volumen in Höhe von 1.828.199 

Mio €.  

 

Die niedrigeren Aufwendungen resultieren aus einem neuen, günstigeren Vertrag mit der 

Müllverbrennungsanlage Burgkirchen. Die niedrigeren Erträge resultieren hauptsächlich aus 

den neuen Verträgen bei den Wertstoffen, bei denen die zu erzielenden Preise zurückgin-

gen. 

 

Die Aufgliederung der Erträge und Aufwendungen kann der Anlage 3 entnommen werden.  

 

Der Überblick über die Rückstellungen der Anlage 4. 

 
Die detaillierte Auflistung der Kostenträger kann ebenfalls der Anlage 3 entnommen wer-

den. Hier eine Übersicht: 
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Folgende Investitionen sind in der Kommunalen Abfallwirtschaft geplant:  
 

 

Im Vorjahr wurden 399.700 € geplant. Die Kommunale Abfallwirtschaft löst für die Kreisum-

lage keine Konsequenzen aus. Die Finanzierung erfolgt über den Gebührenhaushalt. 

 

Auswirkung auf Haushalt: 

Für den Teilhaushalt (Ergebnishaushalt) des ULV-Ausschusses werden im Haushalt 2017 

Mittel in Höhe von netto 4.899.431 € eingeplant, das liegt genau auf dem Eckwert und um 

138.265 € über dem Ansatz des Vorjahres.  

Die vorgegebenen Ziele des Kreistags wurden eingehalten. 

Für Investitionen werden 2017 insgesamt 2.135.900 € eingeplant, das sind 56.420 Euro we-

niger als im Vorjahr.  

Für die kostenrechnende Einrichtung Kommunale Abfallwirtschaft werden 5.919.699 € Erträ-

ge und 6.847.664 € Aufwendungen eingeplant. Damit wird ein Fehlbetrag in Höhe von 

927.9645 € geplant. In dieser Höhe werden die vorhandenen Gebührenausgleichsrückstel-

lungen reduziert. Auswirkungen auf die Kreisumlage entstehen aus diesem Bereich nicht. 
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II. Beschlussvorschlag: 

Dem ULV-Ausschuss wird folgender Beschluss vorgeschlagen: 

1. Für den Teilhaushalt des ULV-Ausschusses (13 Budgets) werden im 

Haushalt 2017 Mittel in Höhe von netto 4.899.431 € eingeplant. 

2. Für Investitionen werden Mittel in Höhe von netto 2.135.900 € eingeplant. 

3. Für die kostenrechnende Einrichtung Kommunale Abfallwirtschaft (KAW) 

werden 5.919.699 € Erträge und 6.847.664 € Aufwendungen eingeplant. 

Damit wird ein Fehlbetrag in Höhe von 927.9645 € geplant. Die 

Gebührenausgleichs-Rückstellung wird entsprechend reduziert.  

4. Für Investitionen der KAW werden 441.000 € geplant. 

5. Für 2017 werden keine Projekte für die Warteliste angemeldet. Es befinden 

sich derzeit keine Straßenbauprojekte auf der Warteliste. 

 

gez. 
 
 
Brigitte Keller 
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